
Kinderrechte stärken!

Der Kindertag ist heute in vielen Kulturen der Erde ein Feiertag speziell für die Kinder und 
zugleich ein politischer Kampftag, der die Bedürfnisse der Kinder in das öffentliche
Bewusstsein rücken soll.

Er geht zurück auf die Weltkonferenz für das Wohlergehen der Kinder, zu welcher im August 
1925 54 Vertreter verschiedener Staaten zusammenkamen und die Genfer Erklärung zum 
Schutze der Kinder verabschiedeten. Im Anschluss an die Konferenz führten diverse 
Regierungen einen Kindertag ein.

1954 gab das Weltkinderhilfswerk der Vereinten Nationen eine Empfehlung heraus, der 
zufolge jeder Staat einen Tag zum sogenannten Weltkindertag („Universal Children's Day“) 
erklären sollte. Damit sollte ein weltweites Zeichen für Kinderrechte gesetzt werden.

Der Kindertag in Ost und West hatte sehr unterschiedliche Bedeutung und fand zu 
verschiedenen Terminen statt. In der DDR am 1. Juni „Internationaler Kindertag“, in der 
BRD am 20. September „Weltkindertag“. In der DDR wurde der Kindertag im Jahr 1950
eingeführt und war fortan üblicherweise ein herausragendes jährliches Ereignis im Leben der 
Kinder. So gab es üblicherweise Gratulationen und Geschenke von den Eltern, Schulausflüge 
und dergleichen. Im Westen hatte der Kindertag hingegen keinen so hohen Stellenwert im 
Leben der Kinder und auch keinen besonders großen Bekanntheitsgrad. 

Seit der Wende gilt als offizieller Termin des Kindertags der 20. September. Das wird jedoch 
von der Bevölkerung in den Neuen Bundesländern nicht akzeptiert und so feiert man 
vielerorts im Osten am heutigen 1. Juni den „Internationalen Kindertag“.

Also herzlichen Glückwunsch liebe Kinder!

Nötig ist es allemal, denn eine Gesellschaft wo Kinderreichtum als ein Armutsrisiko gilt, ist 
ein Ehrentag für Kinder nicht überflüssig.

Wie sieht es hierzulande denn aus, mit den Kinderrecht sich harmonisch zu entfalten und in 
seiner Familie umgeben von Glück, Liebe und Verständnis und materieller Sicherheit 
aufwachsen zu können? 
An dieser Stelle möchte ich auf die schwierige Lage von Familien, insbesondere auch von 
Alleinerziehenden, mit behinderten Kindern hinweisen, sie wird nach wie vor durch 
Chancenungleichheit und tagtäglicher Diskriminierung in allen Bereichen des 
gesellschaftlichen Lebens im Land bestimmt. Gerade den Frauen und Männern, die ihre 
behinderten Kinder und häufig auch weitere behinderte oder chronisch kranke Angehörige 
aufopferungsvoll betreuen und versorgen, gilt an diesem Tag unsere ganze Anerkennung.
Sie schaffen häufig mit übermenschlichen Kräften, die Voraussetzung damit ihre Kinder am 
Leben in der Kommune Teilhaben und sich frei entfalten können.

In der gegenwärtigen politischen Situation fordert unser Verband, dass die Kindererziehung 
als ein gesamtgesellschaftliches Anliegen betrachtet wird und daher selbstverständlich die 
Kindertagesbetreuung, genauso wie die Schulen, kostenfrei sein müsste, denn anders lassen 
sich eigentlich die Forderungen der UN­Konvention „Rechte der Kinder“ nicht umsetzen und 
ein ganzheitlicher Bildungs­ und Erziehungsansatz sowieso nicht.
Die Regelungen zum Schutz der Kinder, die Mitwirkungsrechte und die Maßnahmen gegen 
Diskriminierungen insbesondere auch von Kindern mit Behinderungen sind noch immer nicht 
ausreichend. Hier fehlen im Landesbehindertengleichstellungsgesetz LBBG M­V wirksame 



Regelungen und es gibt keinen Grund, die Rechte nicht auch in ein KiföG M­V zu schreiben, 
damit alle Beteiligten insbesondere aber auch die Kostenträger, sich nicht der Verantwortung 
und der Finanzierung entziehen können und darüber hinaus die Eltern und Kinder sowie die 
Träger von Kindertageseinrichtungen für die Zukunft mehr Rechtssicherheit haben. 

Von bildungspolitischer und bildungsrechtlicher Bedeutung sind auch die Beschlüsse der 
Weltkonferenz "Bildung für alle" (5.­9. März 1990 in Jomtien), die unter anderem von 
UNICEF und UNESCO veröffentlicht worden sind als Weltdeklaration "Bildung für alle" 
und Aktionsrahmen zur Befriedigung der grundlegenden Lernbedürfnisse. Auch hier wird in 
der Präambel die Bildung als Grundrecht für alle Menschen in der ganzen Welt eingefordert. 
In Art. I heißt es, jede Person, ob Kind, Jugendlicher oder Erwachsener, müsse in der Lage 
sein, Bildungschancen entsprechend ihrer grundlegenden Lernbedürfnisse wahrzunehmen. 

In dem Aktionsrahmen wird dargelegt, dass vielen Menschen der gleichberechtigte Zugang 
zu einer allgemeinen Primarbildung aufgrund der Rasse, des Geschlechts, der Sprache, der 
ethnischen Herkunft, der politischen Überzeugung und wegen Behinderungen verwehrt 
werde. Als Ziele für die neunziger Jahre werden unter anderem postuliert die Erweiterung der 
frühkindlichen Betreuung und die Förderung solcher Entwicklungsprogramme, die familien­
und gemeinschaftsbezogene Maßnahmen insbesondere für Arme, Benachteiligte und 
behinderte Kinder vorsehen, zudem der allgemeine Zugang zur Primarschulbildung. 

Die Unabgegoltenheit dieser bildungspolitischen Deklaration ist bei allen Anstrengungen 
unübersehbar; jedoch bleibt hier ein an der Bildung der Humanität und an der Förderung 
eines menschenwürdigen Lebens orientierter Stachel für die notwendige Schul­ und 
Bildungsreform. Die UNESCO­Weltkonferenz "Pädagogik für besondere Bedürfnisse: 
Zugang und Qualität" (7.­10. Juni 1994 in Salamanca) hat deshalb einen grundlegenden 
Paradigmenwechsel hin zu einer Gesellschaft verlangt, die alle Menschen in ihrer 
Verschiedenheit achtet und willkommen heißt. In der Erklärung wird erläutert, dass 
Regelschulen mit integrativer ("inclusive") Orientierung das beste Mittel seien, um 
diskriminierende Haltungen zu bekämpfen, um Gemeinschaften zu schaffen, die alle 
willkommen heißen, um eine integrierende Gesellschaft aufzubauen und um Bildung für Alle 
zu erreichen.

Zusammengetragen von P. Braun, am 01. Juni 07


